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GmbH-Geschäftsführer
Persönliche Haftung

Oft ist ein Hauptmotiv 
für die Gründung einer 
GmbH die beschränkte 
persönliche Haftung der 
Gesellschafter. Allerdings 
ist dabei zu beachten, 
dass der Gesellschafter in 
der Person als Geschäfts-
führer (GF) einer GmbH 
in einigen Fällen doch 
wieder sehr umfangreich 
persönlich haftet.

Die Haftung des GF ist in einer 
Fülle von unterschiedlichen 
Gesetzen geregelt. Daher kön-
nen wir an dieser Stelle nur die 
wichtigsten Haftungsfälle dar-
stellen.
Der GF – sowohl der handels- 
als auch der gewerberechtli-
che – hat seine Arbeit mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns auszuführen. Dies 
ist ein objektiver Maßstab – 
Unerfahrenheit und Unkennt-
nis schützen daher nicht.
Haftung des  
handelsrechtlichen GF

Gegenüber Behörden 

Eine persönliche Haftung
gegenüber Behörden kann 

sich ergeben bei
nicht entrichteten Steu- • 
ern, Abgaben und Sozial- 
versicherungsbeiträgen.
Verstößen gegen arbeit-• 
nehmerschutzrechtliche 
Bestimmungen.

Gegenüber Dritten und  

Gläubigern
Die wichtigsten Haftungs-
fragen treten auf bei

Verletzung der Ver-• 
pflichtung zur rechtzeiti-
gen Konkursanmeldung.
Zahlungen, die in dem • 
Zeitpunkt geleistet wer-
den, in dem die Eröff-
nung eines Konkurses 
hätte begehrt werden 
müssen.

Gegenüber der Gesell- 

schaft und den Gesell-
schaftern
Dies bedeutet vor allem 
für den GF, dass

das GmbH-Gesetz und • 
der Gesellschaftsvertrag 
eingehalten werden.
bei Geschäften zwischen • 
der GmbH und dem GF 
ein Gesellschafterbe-
schluss vorliegt.

bei Verlust der Hälfte • 
des Stammkapitals 
unverzüglich eine Gene-
ralversammlung einzu-
berufen ist.
rechtzeitig die Kon-• 
kurseröffnung beantragt 
wird.
die Rechnungslegungs-• 
pflichten und Aus-
kunftspflichten beachtet 
werden.

Entlastung des  
handelsrechtlichen GF
Eine Entlastung des GF hat die  
Wirkung, dass Ersatzansprüche  
der Gesellschaft, die bei Be- 
schlussfassung erkennbar ge- 
wesen wären, nicht geltend ge- 
macht werden können.
Im Gegensatz zum handels- 
rechtlichen GF ist der gewer- 
berechtliche GF

dem Gewerbetreibenden • 
gegenüber für die fach- 
lich einwandfreie Aus-
übung des Gewerbes 
sowie
der Behörde gegenüber • 
für die Einhaltung der 
gewerberechtlichen Vor-
schriften verantwortlich.

Liebe Klientinnen, 
liebe Klienten!
 
Neben den steuerlichen Aspekten 
ist unter anderem die beschränkte 
Haftung der Gesellschafter ein Ent-
scheidungskriterium für die Wahl 
zugunsten einer GmbH.
Es darf aber nicht außer Betracht 
gelassen werden, dass der Gesell- 
schafter, der sehr oft auch Ge-
schäftsführer ist, einer sehr umfas- 
senden persönlichen Haftung un-
terliegt. Hinsichtlich der Verantwor- 
tungsbereiche ist wiederum zwi-
schen dem handelsrechtlichen und  
gewerberechtlichen Geschäftsfüh- 
rer streng zu unterscheiden.
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Sozialversicherung
Zumutbarkeit von  
langen Arbeitswegen

Der Klägerin wurde für die Dauer von 
vier Wochen die Notstandshilfe ent-
zogen, weil sie ihr Dienstverhältnis 
bei der Firma während der Probezeit 
(nach zwei Tagen) freiwillig gelöst hat.  
Nachsichtgründe wurden ihr nicht zu- 
gebilligt. Sie hat das Dienstverhältnis  
deshalb selbst gelöst, da sie 1 1/2 Stun- 
den Fahrzeit pro Strecke in Kauf neh-
men musste und weil es sich bei einer 
Teilzeitarbeit von vier Stunden täglich 
für sie nicht gerechnet hätte. 

Der von der Klägerin angerufene Ver- 
waltungsgerichtshof (VwGH) musste 
erstmals zu Zumutbarkeitsbestim- 
mungen im Arbeitslosenversiche- 
rungsrecht Stellung nehmen, die im  
Jahre 2004 neu eingeführt worden  
sind, und zwar zur Frage, welche Weg- 
zeit einer teilzeitbeschäftigten Person  
zuzumuten ist.

Für Vollzeitbeschäftigte ist die zumut- 
bare Wegzeit mit zwei Stunden (also 
einem Viertel der Normalarbeitszeit) 
gesetzlich festgelegt; für Teilzeitbe- 
schäftigte beträgt die jedenfalls zu- 
mutbare Wegzeit eineinhalb Stunden  
pro Tag, die in jenen Fällen über-
schritten werden darf, in denen Per- 
sonen in Gemeinden mit hohem Pend-
leranteil und üblicherweise längeren 
Wegzeiten wohnen. Der VwGH hat 
entschieden, dass die eineinhalb Stun-
den bei teilzeitbeschäftigten Personen 
mit mindestens 20 Wochenstunden in 
solchen Fällen überschritten werden 
dürfen, und dass eine Wegzeit bis zu 
höchstens eine Stunde pro Weg, also 
zwei Stunden pro Tag (also bis zum Aus-
maß der Wegzeit Vollzeitbeschäftigter)  
zumutbar ist. Weiters wurde klarge-
stellt, dass als Wegzeit die Zeit von 
Haus zu Haus, also einschließlich von 
Fußwegen bis zum und vom öffent- 
lichen Verkehrsmittel gilt.
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Bauträgervertragsgesetz 
Novelle ist zum 1.7.2008 in Kraft getreten

Die Novelle des Bauträger- 
vertragsgesetzes gibt Er- 
werbern von Wohn- und 
Geschäftsräumlichkeiten 
erweiterten rechtlichen 
Schutz. Sie ist auf Bauträ-
gerverträge anzuwenden, 
die nach dem 30.6.2008 
abgeschlossen wurden.

Von Bauträgerverträgen 
spricht man, wenn der Erwer-
ber von Wohnungen, Gebäu-
den oder Geschäftsräumen 
dem Bauunternehmen Vo- 
rauszahlungen leisten muss. 
Der Bauträger muss diese 
Vorauszahlungen absichern, 
damit sie in einer allfälligen  
Insolvenz nicht verloren 
gehen.
Die in der Praxis am häu- 
figsten verwendete Methode 
ist die Zahlung nach Raten-
plan: Hier darf der Bauträger 
Vorauszahlungen nur nach 
dem Baufortschritt entgegen-
nehmen. Dabei haben sich 
in manchen Fällen Probleme 
für die Erwerber ergeben, die 
die Novelle nun auf folgende 
Weise löst:

Problem Preisbestimmung
Unverändert ist geblieben, 
dass es den Vertragsparteien 
nach wie vor freisteht, entwe-
der einen Fixpreis oder einen 
von bestimmten Kostenfakto-
ren abhängigen Preis zu ver-
einbaren. In diesem Fall ist 

der Bauträger aber im Inte-
resse der Transparenz ver-
pflichtet, einen fixen Basis-
preis anzugeben, aus dem sich  
der flexible Preis ableiten lässt.  
Wenn die Vereinbarung eines 
flexiblen Preises unwirksam  
ist, weil die Kostenfaktoren 
nicht exakt festgesetzt wer-
den, weil die Vereinbarung 
keine Obergrenze enthält oder 
weil das Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetz im Einzel-
fall diese Preisfestlegung nicht 
zulässt, gilt der Basispreis als 
Entgelt. Neu aufgrund der No- 
velle ist nun, dass mangels 
einer Möglichkeit der Preis-
festsetzung der Basispreis gilt. 
Damit soll der Einwand, dass 
der gesamte Vertrag mangels 
ausreichend bestimmten Prei-
ses unwirksam ist, abgeschnit-
ten werden.

Problem Insolvenzrisiko 
des Bauträgers
Auf Grund der Gesetzesno- 
velle wird der Ratenplan ge- 
setzlich vorgeschrieben: Hier- 
bei stehen zwei Ratenpläne 
zur Auswahl, die eine Ober-
grenze für die Teilzahlungen  
darstellen. Die Obergrenzen 
der Teilzahlungen sind an 
die Baufortschritte gekop-
pelt. Wirtschaftliche Nach-
teile für den Erwerber aus ei- 
nem Baustopp in der Insol-
venz des Bauträgers werden 
somit minimiert.

Problem Gewährleistungs-
risiken
Der Bauträger wird verpflich-
tet, dem Erwerber einen Haft-
rücklass zur Deckung allfäl-
liger Gewährleistungs- und  
Schadenersatzansprüche ein-
zuräumen. Der Haftrücklass ist  
so definiert, dass zwei Prozent  
des Preises erst drei Jahre nach  
Übergabe der Immobilie fällig  
werden. Alternativ dazu steht  
dem Bauträger die Möglich- 
keit offen, solche Ansprüche  
des Erwerbers für diesen Zeit-
raum durch die Garantie eines 
Kreditinstituts, eines Versiche-
rungsunternehmens oder einer 
inländischen Gebietskörper-
schaft zu sichern.

Der Rücktritt kann bis zum 
Zustandekommen des Vertrags  
oder danach binnen 14 Tagen 
(vor der Novelle sieben Tage) 
erklärt werden. Die Rücktritts-
frist beginnt mit dem Tag, an 
dem der Erwerber die Beleh-
rung über das Rücktrittsrecht 
schriftlich erhalten hat, frühes-
tens jedoch mit dem Zustande- 
kommen des Vertrags. Das Rück- 
trittsrecht erlischt spätestens  
sechs Wochen nach dem Zu- 
standekommen des Vertrags.

Die Novelle trägt weiter zu 
klareren und transparenteren 
Verträgen bei, indem die Min-
destinhalte an solche Verträge 
neu definiert werden.
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Sozialversicherung
Zumutbarkeit von  
langen Arbeitswegen

Der Klägerin wurde für die Dauer von 
vier Wochen die Notstandshilfe ent-
zogen, weil sie ihr Dienstverhältnis 
bei der Firma während der Probezeit 
(nach zwei Tagen) freiwillig gelöst hat.  
Nachsichtgründe wurden ihr nicht zu- 
gebilligt. Sie hat das Dienstverhältnis  
deshalb selbst gelöst, da sie 1 1/2 Stun- 
den Fahrzeit pro Strecke in Kauf neh-
men musste und weil es sich bei einer 
Teilzeitarbeit von vier Stunden täglich 
für sie nicht gerechnet hätte. 

Der von der Klägerin angerufene Ver- 
waltungsgerichtshof (VwGH) musste 
erstmals zu Zumutbarkeitsbestim- 
mungen im Arbeitslosenversiche- 
rungsrecht Stellung nehmen, die im  
Jahre 2004 neu eingeführt worden  
sind, und zwar zur Frage, welche Weg- 
zeit einer teilzeitbeschäftigten Person  
zuzumuten ist.

Für Vollzeitbeschäftigte ist die zumut- 
bare Wegzeit mit zwei Stunden (also 
einem Viertel der Normalarbeitszeit) 
gesetzlich festgelegt; für Teilzeitbe- 
schäftigte beträgt die jedenfalls zu- 
mutbare Wegzeit eineinhalb Stunden  
pro Tag, die in jenen Fällen über-
schritten werden darf, in denen Per- 
sonen in Gemeinden mit hohem Pend-
leranteil und üblicherweise längeren 
Wegzeiten wohnen. Der VwGH hat 
entschieden, dass die eineinhalb Stun-
den bei teilzeitbeschäftigten Personen 
mit mindestens 20 Wochenstunden in 
solchen Fällen überschritten werden 
dürfen, und dass eine Wegzeit bis zu 
höchstens eine Stunde pro Weg, also 
zwei Stunden pro Tag (also bis zum Aus-
maß der Wegzeit Vollzeitbeschäftigter)  
zumutbar ist. Weiters wurde klarge-
stellt, dass als Wegzeit die Zeit von 
Haus zu Haus, also einschließlich von 
Fußwegen bis zum und vom öffent- 
lichen Verkehrsmittel gilt.
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Bauträgervertragsgesetz 
Novelle ist zum 1.7.2008 in Kraft getreten

Die Novelle des Bauträger- 
vertragsgesetzes gibt Er- 
werbern von Wohn- und 
Geschäftsräumlichkeiten 
erweiterten rechtlichen 
Schutz. Sie ist auf Bauträ-
gerverträge anzuwenden, 
die nach dem 30.6.2008 
abgeschlossen wurden.

Von Bauträgerverträgen 
spricht man, wenn der Erwer-
ber von Wohnungen, Gebäu-
den oder Geschäftsräumen 
dem Bauunternehmen Vo- 
rauszahlungen leisten muss. 
Der Bauträger muss diese 
Vorauszahlungen absichern, 
damit sie in einer allfälligen  
Insolvenz nicht verloren 
gehen.
Die in der Praxis am häu- 
figsten verwendete Methode 
ist die Zahlung nach Raten-
plan: Hier darf der Bauträger 
Vorauszahlungen nur nach 
dem Baufortschritt entgegen-
nehmen. Dabei haben sich 
in manchen Fällen Probleme 
für die Erwerber ergeben, die 
die Novelle nun auf folgende 
Weise löst:

Problem Preisbestimmung
Unverändert ist geblieben, 
dass es den Vertragsparteien 
nach wie vor freisteht, entwe-
der einen Fixpreis oder einen 
von bestimmten Kostenfakto-
ren abhängigen Preis zu ver-
einbaren. In diesem Fall ist 

der Bauträger aber im Inte-
resse der Transparenz ver-
pflichtet, einen fixen Basis-
preis anzugeben, aus dem sich  
der flexible Preis ableiten lässt.  
Wenn die Vereinbarung eines 
flexiblen Preises unwirksam  
ist, weil die Kostenfaktoren 
nicht exakt festgesetzt wer-
den, weil die Vereinbarung 
keine Obergrenze enthält oder 
weil das Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetz im Einzel-
fall diese Preisfestlegung nicht 
zulässt, gilt der Basispreis als 
Entgelt. Neu aufgrund der No- 
velle ist nun, dass mangels 
einer Möglichkeit der Preis-
festsetzung der Basispreis gilt. 
Damit soll der Einwand, dass 
der gesamte Vertrag mangels 
ausreichend bestimmten Prei-
ses unwirksam ist, abgeschnit-
ten werden.

Problem Insolvenzrisiko 
des Bauträgers
Auf Grund der Gesetzesno- 
velle wird der Ratenplan ge- 
setzlich vorgeschrieben: Hier- 
bei stehen zwei Ratenpläne 
zur Auswahl, die eine Ober-
grenze für die Teilzahlungen  
darstellen. Die Obergrenzen 
der Teilzahlungen sind an 
die Baufortschritte gekop-
pelt. Wirtschaftliche Nach-
teile für den Erwerber aus ei- 
nem Baustopp in der Insol-
venz des Bauträgers werden 
somit minimiert.

Problem Gewährleistungs-
risiken
Der Bauträger wird verpflich-
tet, dem Erwerber einen Haft-
rücklass zur Deckung allfäl-
liger Gewährleistungs- und  
Schadenersatzansprüche ein-
zuräumen. Der Haftrücklass ist  
so definiert, dass zwei Prozent  
des Preises erst drei Jahre nach  
Übergabe der Immobilie fällig  
werden. Alternativ dazu steht  
dem Bauträger die Möglich- 
keit offen, solche Ansprüche  
des Erwerbers für diesen Zeit-
raum durch die Garantie eines 
Kreditinstituts, eines Versiche-
rungsunternehmens oder einer 
inländischen Gebietskörper-
schaft zu sichern.

Der Rücktritt kann bis zum 
Zustandekommen des Vertrags  
oder danach binnen 14 Tagen 
(vor der Novelle sieben Tage) 
erklärt werden. Die Rücktritts-
frist beginnt mit dem Tag, an 
dem der Erwerber die Beleh-
rung über das Rücktrittsrecht 
schriftlich erhalten hat, frühes-
tens jedoch mit dem Zustande- 
kommen des Vertrags. Das Rück- 
trittsrecht erlischt spätestens  
sechs Wochen nach dem Zu- 
standekommen des Vertrags.

Die Novelle trägt weiter zu 
klareren und transparenteren 
Verträgen bei, indem die Min-
destinhalte an solche Verträge 
neu definiert werden.

Voraussichtliche Sozial- 
versicherungswerte für 2009

Unser Tipp
Auszahlung von  
Prämien aufsplitten

Eine Prämie, die z. B. nach Errei-
chung spezifischer Ziele zur Auszah-
lung gelangt, ist grundsätzlich als Son-
derzahlung zu qualifizieren. Sonder-
zahlungen sind nach Maßgabe dieser 
Bestimmung steuerlich mit dem festen 
Steuersatz von 6 % begünstigt – dies  
jedoch nur innerhalb des sog. Jah-
ressechstels. Dies bedeutet in der Pra- 
xis folgende Problematik: Wenn es auf- 
grund der übrigen Sonderzahlungen,  
insbesondere des Urlaubszuschusses  
und der Weihnachtsremuneration, be- 
reits zu einer Ausschöpfung des Jah-
ressechstels kommt, führt die Auszah-
lung einer (zusätzlichen) Prämie zu 
einer sog. „Jahressechstelüberschrei-
tung“ und damit letztlich zur Tarifbe-
steuerung (Grenzsteuersatz: 50 %).
Die Alternative zu dieser steuerlich 
ungünstigen Konsequenz ist die Auf-
splittung der Jahresprämie. Die Prämie 
würde demnach gesplittet in 14 Teilen  
zur Auszahlung gelangen, wobei zwölf 
Teile der Jahresprämie über das Kalen-
derjahr verteilt als laufende monatli-
che Prämie sowie zwei Teile als Son-
derzahlungsprämie zur Auszahlung 
gebracht werden.

Die Veröffentlichung dieser Werte im 
Bundesgesetzblatt bleibt abzuwarten.

Werte für die 
Sozialversicherung

2008 2009 
(voraussichtl.)

Geringfügigkeits-
grenze täglich

€ 26,80 € 27,50

Geringfügigkeits-
grenze monatlich

€ 349,01 € 358,08

Grenzwert für pau- 
schalierte Dienst- 
geberabgabe

€ 523,52 € 537,12

Höchstbeitrags-
grundlage täglich

€ 131,00 € 134,00

Höchstbeitrags-
grundlage monatl.

€ 3.930,00 € 4.020,00

Höchstbeitrags-
grundlage jährlich
für Sonderzahlung
(echte u. freie DN)

€ 7.860,00 € 8.040,00

Höchstbeitrags-
grundlage monatl.
für freie DN ohne 
Sonderzahlung

€ 4.585,00 € 4.690,00

Fotos: Fotolia, iStockPhoto. Stand: 12.9.2008
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Ferialbeschäftigte  
Lohnsteuer und Negativsteuer zurückholen

Mit der Arbeitnehmerver-
anlagung für 2008 können 
sich Ferialbeschäftigte 
die Lohnsteuer zurückho-
len, die ihnen für ihr nur 
wenige Wochen dauern-
des Dienstverhältnis abge-
zogen wurde. Darüber 
hinaus werden allenfalls 
auch Sozialversicherungs-
beiträge bis zu € 110,00 
gutgeschrieben. 

Wenn SchülerInnen oder 
StudentInnen einer Ferial-
beschäftigung nachgehen, 
die im Rahmen eines steuer- 
lichen Dienstverhältnisses ab- 
gerechnet wird, so wird ihnen  
vom Dienstgeber bei der Ab- 
rechnung ihres Bezuges Lohn-
steuer abgezogen. Zu diesem 
Lohnsteuerabzug kommt es, 
weil bei der Lohn-/Gehalts-
verrechnung angenommen 

werden muss, dass dieser Be- 
zug fortlaufend das ganze Jahr 
über zur Auszahlung gelangt. 
Ferialbeschäftigte, an die üb- 
licherweise nur wenige Wo- 
chen Bezüge ausbezahlt wer-
den, zahlen somit zu viel Lohn- 
steuer: Werden ihre Einkünf- 
te über das gesamte Kalen- 
derjahr verteilt, so fällt keine 
Steuer an.

Lohnsteuerrückerstattung
Die zu viel bezahlte Lohn-
steuer kann durch die Jahres-
berechnung der Einkünfte im 
Rahmen der Arbeitnehmer-
veranlagung rückerstattet 
werden. Für die Bezüge, die 
von Ferialbeschäftigten im 
Jahr 2008 bezogen werden, 
kann der Antrag auf Durch-
führung der Arbeitnehmerver-
anlagung ab Beginn des Jah-
res 2009 eingebracht werden.

Negativsteuer
Im Rahmen der Arbeitneh- 
merveranlagung können da- 
rüber hinaus als so genannte  
„Negativsteuer“ auch 10 %  
der Sozialversicherungs- 
beiträge – maximal jedoch  
€ 110,00 bei Anspruch auf den 
Arbeitnehmerabsetzbetrag –   
gutgeschrieben werden. Die-
ser Betrag erhöht sich um wei- 
tere € 364,00 bei Anspruch  
auf Alleinerzieher- oder Al- 
leinverdienerabsetzbetrag.  
Die Negativsteuer kann da- 
her in Summe bis € 474,00 
betragen.
Der Antrag zur Durchführung  
der Arbeitnehmerveranlagung 
kann übrigens bis zu fünf 
Jahre im Nachhinein einge-
bracht werden. Somit kann bis 
31.12.2008 noch die Arbeit-
nehmerveranlagung für 2003 
durchgeführt werden.
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Mitarbeiter
Leitfaden für ein  
Bewerbungsgespräch 

Sie haben Ihre Vorauswahl getroffen 
und die infrage kommenden Bewer-
berInnen eingeladen.

1. Denken Sie bei der Einladung 
der von außerhalb kommenden 
Bewerber/innen daran, die Über-
nahme der Fahrtkosten vorab 
zu regeln. Sie sind gesetzlich 
verpflichtet, diese Fahrtkosten zu 
übernehmen.

2. Nehmen Sie sich genügend Zeit 
und vermeiden Sie Störungen 
von außen.

3. Erstellen Sie einen Fragenkatalog
Fragen zum Lebenslauf • 
Besondere Fähigkeiten, Erfolge, • 
Misserfolge 
Berufserfahrung durch bisherige • 
Tätigkeiten 
Arbeitsweise (selbstständig oder • 
unter Anleitung) 
Fachliche Schwerpunkte • 
Weiterbildung • 
Zukunftspläne • 
Gründe für  die berufliche Ver-• 
änderung 
Erwartungen an die neue Stelle• 

4. Planen Sie weitestgehend den 
Ablauf 

5. Begrüßung 
6. Einleitende Worte („Warming-

up“) 
7. Darstellung des Unternehmens 

und der zu besetzenden Stelle 
8. Klärung offener Fragen (Fragen-

katalog) 
Berücksichtigen Sie dabei zu-• 
lässige, eingeschränkt zulässige 
und unzulässige Fragen. 
Stellen Sie Ihre Fragen offen. • 
Geben Sie der Bewerberin/dem • 
Bewerber Zeit für umfassende 
Antworten
Geben Sie der Bewerberin/• 
dem Bewerber die Möglichkeit, 
selbst Fragen zu stellen

9. Diskussion der vertraglichen 
Vereinbarungen 

10. Einigung über weitere Vorge- 
    hensweise 
11. Verabschiedung

4 Steuernews für Klienten 10/2008

Oktober 2008

Ein Kind, für das grund-
sätzlich Anspruch auf 
Familienbeihilfe besteht, 
darf ab dem dem 18. Ge- 
burtstag folgenden Ka- 
lenderjahr nur maximal  
€ 9.000,00 (bis 2007  
€ 8.725,00) an zu ver- 
steuerndem Einkommen 
pro Kalenderjahr dazu-
verdienen. Bei einem 
höheren Einkommen ent-
fällt der Familienbei- 
hilfenanspruch für das 
gesamte Kalenderjahr.

Nicht in die Zuverdienstgrenze  
von € 9.000,00 (Bruttogehalt  
abzüglich der Sozialversiche- 
rungsabgaben, Sonderausga- 
ben, außergewöhnlichen Be- 
lastungen, Freibeträge) einzu- 
rechnen sind einkommensteu- 
erfreie Bezüge (z. B. Fahrtkos- 
tenvergütungen, Kilometer-
gelder, Tages- und Nächti- 
gungsgelder), Lehrlingsent-
schädigungen, Waisenpensio- 

nen und Waisenversorgungs-
genüsse sowie ein Einkom-
men des Kindes bei einem Fa- 
milienbeihilfenanspruch in den  
drei Monaten nach Abschluss  
einer Berufsausbildung.
Die Zuverdienstgrenze ist  
eine Jahressumme, d. h. es  

kann gleichmäßig/ungleich- 
mäßig, regelmäßig/unregel- 
mäßig verdient werden. Es gilt  
nur der Verdienst innerhalb 
der Beihilfen-Anspruchs- 
periode, alles vorher oder  
nachher hat für die Beihilfe 
keine Bedeutung.

Steuertermine (Oktober)
ab 1. Oktober: Anspruchszinsen beginnen zu laufen

Fälligkeitsdatum 15. Oktober

USt, NoVA, WerbeAbg.,  
KESt für Forderungswertpapiere für August

L, DB, DZ, GKK, KommSt für September

Verbraucherpreisindizes
Monat Jahresin-

flation  %
VPI 2005

(2005=100)
VPI 2000

(2000=100)
August ‘08 3,7 107,4 118,8
Juli ‘08 3,8 107,6 119,0
Juni ‘08 3,9 107,7 119,1

Dazuverdienst von Studenten 
Damit die Familienbeihilfe nicht wegfällt


